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Entwurf einer Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Überprüfung der 
Haushaltsordnung und den Leitlinien der Kommission für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge für politikbezogene Dienstleistungsaufträge

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 143 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Kommission eingeräumt hat1, dass Änderungen der 
Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18. Juli 2018 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union2 (die 
Haushaltsordnung) in Betracht gezogen werden müssen, damit keine 
Ausschreibungsteilnehmer den Zuschlag erhalten, bei denen ein Interessenkonflikt 
besteht, und dass die Leitlinien bezüglich der Anwendung des Begriffs „kollidierende 
berufliche Interessen“ verbessert werden müssen;

1. betont, dass die Leitlinien der Kommission für die Vergabe öffentlicher Aufträge nicht 
veröffentlicht wurden, und weist darauf hin, dass das Parlament daher in Bezug auf die 
Ausführung des Haushaltsplans der Union keine ordnungsgemäße Kontrolle über die 
Kommission ausüben kann;

2. fordert die Kommission auf, den Begriff „kollidierende berufliche Interessen“ genauer 
zu erläutern und die Leitlinien für die Bewertung öffentlicher Angebote auf andere 
Aspekte als die von dem an der Ausschreibung teilnehmenden Auftragnehmer 
erbrachten Dienstleistungen auszuweiten;

3. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die Vergabe politikbezogener 
Dienstleistungsaufträge an Unternehmen, die sich unter der wirtschaftlichen Kontrolle 
einer Muttergesellschaft oder eines Konzerns mit Interessen an Tätigkeiten, die nicht 
den ökologischen oder sozialen Zielen der EU oder den Zielen des Grünen Deals 
entsprechen, befinden, in ihren Durchführungsvorschriften für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge verboten ist;

4. fordert den zuständigen Ausschuss des Parlaments auf, in einer Entschließung Stellung 
zu diesem Thema zu nehmen.

1 Antwort der Kommission auf die Entscheidung der Europäischen Bürgerbeauftragten im Fall 853/2020/KR.
2 ABl. L 193 vom 30.7.2018, S. 1.
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